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Landeshauptstadt Magdeburg 

Änderungsantrag 
 

 
Zum Verhandlungsgegenstand 

 
Datum 

DS0424/18/2  öffentlich DS0424/18 17.10.2018 

 

Absender  
 
Ausschuss für Familie und Gleichstellung 
      
 

Gremium 
 

Sitzungstermin 

Gesundheits- und Sozialausschuss 17.10.2018 
Kulturausschuss 17.10.2018 
Ausschuss f. Stadtentw., Bauen und Verkehr 25.10.2018 
Jugendhilfeausschuss 25.10.2018 
Finanz- und Grundstücksausschuss 23.11.2018 
Stadtrat 10.12.2018 

 

Kurztitel  
 
Haushaltsplan 2019 - Antragsberechtigung für den MD-Pass ausweiten - FuG 

 
 
 
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
1. Für das Jahr 2019 können Personen, deren Einkommen den 125%igen Bedarf nach 

dem Dritten Kapitel SGB XII nicht übersteigt, den Magdeburg-Pass beantragen. 
 

2. Die Folgen (Nutzerzahlen und Kosten) sind zum 4. Quartal zu evaluieren und dem 
Stadtrat vorzulegen.  
 

3. Um die mit Ziffer 1 entstehenden Mehraufwendungen zu decken, wird der 
Oberbürgermeister beauftragt, zusätzlich 100.000 Euro in den Haushalt 2019 
einzustellen. Er gewährleistet zugleich in Zusammenarbeit mit dem Stadtrat und seinen 
Gremien im Vollzug des Haushaltsplanes 2019, dass darüber hinausgehende 
Aufwendungen für diesen Zweck gedeckt werden. 

 
Begründung: 
 
Mit dem Magdeburg-Pass werden einkommensschwache Bürger*innen unterstützt und die 
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben gefördert. Sowohl in den Beratungen 
der Ausschüsse als in der durchgeführten Anhörung mit den Sozialverbänden wurde 
deutlich, dass die Armutsentwicklung in unserer Stadt die Ausweitung der 
Antragsberechtigung für den Magdeburg-Pass notwendig macht. Dazu soll die derzeit 
geltende monatliche Einkommensgrenze angehoben werden. Menschen, deren Einkommen 
unter dem 125%igen Bedarf nach dem Dritten Kapitel SGB XII liegen (derzeit 110%igen 
Bedarf), sollen ab dem 01.01.2019 den Magdeburg-Pass beantragen können. So können 
deutlich mehr Magdeburger*innen die Vorteile des Magdeburg-Passes in Anspruch nehmen. 
 
Der notwendige Mehrbedarf kann nur geschätzt werden. Auf Basis dieser Schätzung wird 
der Oberbürgermeister zunächst beauftragt, zusätzlich 100.000 Euro in den Haushalt 2019 
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einzustellen und zugleich im Vollzug des Haushaltsplanes 2019 in Zusammenarbeit mit dem 
Stadtrat und seinen Gremien zu gewährleisten, dass darüber hinausgehende Aufwendungen 
gedeckt werden. Zur Finanzierung der damit einhergehenden Mehraufwendungen sollen 
Einnahmen aus Mehrerträgen verbundener Unternehmen in gleicher Höhe veranschlagt 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Steffi Meyer 
stellv. Ausschussvorsitzende 
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